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Vorblatt 


Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für Richtlinien des Rates zur Festsetzung der 
Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die 
selbständigen Tätigkeiten des Arztes und des Zahn- 
arztes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung des Niederlassungsrechts in der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft sehen die Allgemeinen Pro- 
gramme die Aufhebung jeder auf der Staatsangehörigkeit be- 
ruhenden diskriminierenden Behandlung bei der Niederlassung 
und im Dienstleistungsverkehr vor. Die in der Gruppe 822 auf- 
geführten Tätigkeiten der Allgemeinen Programme enthalten 
insbesondere die Tätigkeiten des Arztes und des Zahnarztes, 
mit denen sich die vorliegenden Richtlinien befassen. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt sechs 
Richtlinien vor, drei für Ärzte, drei für Zahnärzte 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 
keiten des Arztes (des Zahnarztes), 

über die gegenseitige Anerkennung der ärztlichen (zahnärzt- 
lichen) Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise, 

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die selbständigen Tätigkeiten des Arztes (des Zahnarztes). 
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C. Alternativen 

Der Ausschuß hält die Ausdehnung der Richtlinien auf ange- 
stellte Ärzte und Zahnärzte für erforderlich. Eine Anpassungs- 
zeit im Aufnahmeland sollte vorgesehen werden. Auf eine be- 
absichtigte Erklärung des Rates über eine Harmonisierung der 
Standesregeln sollte verzichtet werden. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten für 

eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständi- 
gen Tätigkeiten des Arztes 

eine Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der ärzt- 
lichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs- 
nachweise 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die selbständigen Tätigkeiten des Arztes, 

eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbstän- 
digen Tätigkeiten des Zahnarztes 

eine Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der zahn- 
ärztlichen Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die selbständigen Tätigkeiten des Zahnarztes 

— Drucksache V/4012 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Krefeld) 

1. 93. Sitzung mit der Vorlage befaßt, eine abschlie- 

Bereits in der 5. Wahlperiode sind die Richtlinien ^«^^6 Beratung konnte vor Ablauf der Wahlperiode 
als Drucksache V/4012 am 26. März 1969 an den Aus- ^ 

schuß für Gesundheitswesen der 5. Wahlperiode 1 Der erheblichen Bedeutung wegen und um das 
überwiesen worden. Der Ausschuß hat sich in seiner Unterrichtungsverfahren abschließen zu können, ist 
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der Präsident des Bundestages um erneute Uberwei- i 
sung gebeten worden. Er hat dem Ersuchen entspro- 
chen und mit Schreiben vom 13. November 1970 die 
Vorschläge der Kommission — Drucksache V/4012 — 
dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
überwiesen. 

Der Ausschuß hat sich in zwei Sitzungen sehr ein- ' 
gehend mit den Richtlinienvorschlägen befaßt und 
sie in seiner 52. Sitzung am 30. September 1971 ab- 
schließend beraten. 1 

II. 

Mit den sechs Richtlinien (je drei für Ärzte und 
Zahnärzte) ist beabsichtigt, die Beschränkungen auf- 
zuheben, die der Niederlassungsfreiheit und dem 
freien Dienstleistungsverkehr für die selbständigen 
Tätigkeiten entgegenstehen und in diesem Zusam- 
menhang den Beitritt zu Berufsorganisationen, die 
Nachweise über die persönliche Zuverlässigkeit, die 
Führung der Berufsbezeichnungen und der Ausbil- 
dungsbezeichnungen zu regeln. Ferner geht es dar- 
um, die Einzelheiten der gegenseitigen Anerken- 
nung der ärztlichen (zahnärztlichen) Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
festzusetzen und eine Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die selbständigen Tä- 
tigkeiten von Ärzten und Zahnärzten herbeizufüh- 
ren. 

In sieben Punkten hat der Ausschuß die Ergeb- 
nisse seiner Beratungen wie folgt zusammengefaßt; 

Der Ausschuß ist einhellig der Auffassung, daß die 
Richtlinien auf angestellte Ärzte und Zahnärzte aus- 
gedehnt werden müssen. 

Es sollte eine Anpassungszeit von sechs Monaten 
vorgesehen werden, die dem Arzt oder Zahnarzt 


j aus einem anderen Mitgliedstaat die Möglichkeit 
gibt, sich zunächst mit den Verhältnissen im Auf- 
nahmestaat vertraut zu machen. Bei Einführung einer 
solchen Anpassungszeit hätte die Bundesrepublik 
, Deutschland die Möglichkeit, bei denjenigen Ärzten 
! und Zahnärzten, die eine kassenärztliche oder kas- 
1 senzahnärztliche Tätigkeit anstreben, in diese sechs 
Monate die Vorbereitungszeit für die kassenärzt- 
liche oder kassenzahnärztliche Tätigkeit einzube- 
ziehen. 

! 

Eindeutige und transparente Regelungen für die 
Führung von Berufs- und Ausbildungsbezeichnungen 
hält der Ausschuß für unerläßlich. Die Listen der 
Ausbildungsbezeichnungen sind zu überprüfen. 

Der Ausschuß ist ferner der Ansicht, daß es einer 
Überprüfung und Aktualisierung des Katalogs der 
Facharztbezeichnungen und der Angaben für die 
Dauer der Facharztausbildungen bedarf. 

Hinsichtlich der Nachweise und der Überprüfung 
der Zuverlässigkeit von Berufsangehörigen sollten 
praktikable Lösungen gefunden werden. 

Schließlich hat der Ausschuß sich übereinstimmend 
gegen eine weitergehende Harmonisierung und die 
insoweit vorgeschlagene Erklärung des Rates aus- 
gesprochen. Die sehr globalen Formulierungen die- 
ser Erklärung grenzen nicht hinreichend den üm- 
fang evtl. Eingriffe in das innerstaatliche Berufs- 
und Standesrecht ab. 

Der Ausschuß empfiehlt, von den Richtlinienvor- 
schlägen der Kommission Kenntnis zu nehmen, die 
Bundesregierung jedoch zu ersuchen, bei den wei- 
teren Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwir- 
ken, daß den in der Entschließung des Ausschusses 
enthaltenen Empfehlungen entsprochen wird. 


Bonn, den 30. September 1971 


Dr. Schmidt (Krefeld) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von den Richtlinienvorschlägen der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften — Drucksache 
V/4012 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 
die Richtlinienvorschläge auf angestellte Ärzte 
und Zahnärzte ausgedehnt werden; 

eine Anpassungszeit von sechs Monaten einge- 
führt wird; 

klare Regelungen für die Führung der Berufs- 
und Ausbildungsbezeichnungen aufgenommen 
werden; 


eine Überprüfung der Liste der Ausbildungsbe- 
zeichnungen vorgenommen wird; 

die Facharztbezeichnungen und die Angaben zur 
Dauer der Facharztausbildungen überprüft und 
auf einen aktuellen Stand gebracht werden; 

praktikable Lösungen für die Nachweise und die 
Überprüfung der Zuverlässigkeit der Berufsange- 
hörigen gefunden werden und 

auf die vorgesehene Erklärung des Rates in be- 
zug auf eine Harmonisierung der Standesregeln 
verzichtet wird. 


Bonn, den 30. September 1971 


Der Ausschuß für Jugend, 

Familie und Gesundheit 

Hauck Dr, Schmidt (Krefeld) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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